
innerhalb der Verjährungsfrist erhaben werden. Das 
Fohlen ist am 22. Juli 1956 abgeliefert worden,. Die Ver
jährungsfrist würde danach am 2. September 1956 
abgelaufen sein. Die Klage hätte bei dieser Sachlage, 
da die Verjährungseinrede nicht als verspätet zurück
gewiesen worden ist, abgewiesen werden müssen. Aber 
selbst für den Fall, daß für den Beginn, der Verjäh
rungsfrist ein späterer Zeitpunkt in Erwägung zu 
ziehen wäre, da der vom Kläger bei der Ablieferung 
entdeckte Mangel erst durch einen Tierarzt mit Sicher
heit festgestellt werden konnte und der Kläger sich 
insoweit seine Rechte Vorbehalten hat, wäre sein An
spruch auf Wandlung verjährt. Die erste Untersuchung 
des Tieres hat nach der vom Kläger eingereichten Be
scheinigung des Dr. Z. am 5. August 1956 stattgefun
den, während die Klage erst am 26. September 1956, 
also ebenfalls außerhalb der Frist des § 490 BGB, ein
gereicht worden ist.

Die auch nach der Verjährung noch mögliche Ver
weigerung der Zahlung des Kaufpreises wegen eines 
bereits verjährten Wandlungsanspruchs ist für den 
vorliegenden Fall bedeutungslos, da mit der Klage 
nicht der Verkäufer den Kaufpreis fordert, sondern 
der Käufer seinen Anspruch auf Wandlung geltend 
macht.

Die Berufung des Verklagten war nach alledem nicht 
offensichtlich unbegründet, so daß der Beschluß des Be
zirksgerichts § 41 AnglVO verletzt und deshalb aufzu
heben war.

Die Sache wird an das Bezirksgericht zurückverwie
sen, d)as Termin, zur mündlichen Verhandlung anzube
raumen und über die Berufung des Verklagten unter 
Beachtung der gegebenen Hinweise zu verhandeln und 
zu entscheiden hat.

§§ 1719, 1591 ff. BGB; § 640 ff. ZPO.
Wenn durch Beschluß des dafür zuständigen Verwal

tungsorgans die Ehelichkeit eines Kindes nach § 1719 
BGB festgestellt worden ist, muß diesem Kind in recht
licher Hinsicht die gleiche Sicherheit gegenüber einer 
Anfechtung seiner Rechtsstellung gewährt werden, wie 
dem nach § 1591 BGB ehelich geborenen Kind.

Der Ehemann der Mutter des Kindes kann die Nicht
ehelichkeit eines nach § 1719 als ehelich geltenden Kin
des in entsprechender Anwendung des § 1593 BGB nur 
geltend machen, wenn er die Ehelichkeit mit Erfolg 
angefochten hat. Dazu bedarf es eines Ehelichkeits
anfechtungsverfahrens, für das die Bestimmungen der 
§§ 1594 ff. BGB gelten und das nach §§ 640 ff. ZPO 
durchgeführt werden muß. Ein Bestreiten der Ehelich
keit in Ehescheidungs- oder Unterhaltsverfahren ist 
daher unbeachtlich.

OG, Urt. vom 11. Dezember 1958 - 1 ZzF 52/58.
Die am 13. November 1954 geschlossene Ehe der Parteiein 

wurde mit Urteil des Kreisgerichts M. vom 9. April 1958 
rechtskräftig geschieden. Das Kind K. wurde am 29. Juli 
1955, während bestehender Ehe, das Kind S. dagegen am 
30. Max 1954, vor der Eheschließung, geboren. Der Ver
klagte hat die Vaterschaft zu diesem Kind am 11. Novem
ber 1954 in öffentlicher Urkunde vor dem Standesamt an
erkannt. Daraufhin ist durch Beschluß des Referats 
Personenstandswesen des Stadtkreises M. vom 22. Novem
ber 1954 festgestellt worden, daß das Kind S. durch die 
Eheschließung seiner Mutter mit dem Verklagten nach 
§ 1719 BGB ehelich geworden ist.

Im Ehescheddungsverfahren hat die Klägerin um die 
Übertragung des Sorgerechts für beide Kinder gebeten und 
beantragt, den Verklagten zur Unterhaltsleistung für beide 
Kinder zu verurteilen.

Der Verklagte hat gleichfalls die Scheidung der Ehe be
gehrt, sonst hat er keinen Antrag gestellt, aber vorgetragen, 
er habe das Kind S. zwar anerkannt, jedoch erfahren, daß 
es nicht von ihm stamme.

Die Klägerin hat in ihrer Vernehmung zugegeben, daß 
der Vater dieses Kindes nicht der Verklagte,. sondern ein 
Mann namens G. sei. 'Der Verklagte 'habe aber das Kind 
als eheliches anerkannt und ihm nicht etwa nur seinen 
Namen gegeben.

Das Kreisgericht hat mit Urteil vom 9. April 1958 die 
Ehe der Parteien geschieden, das Sorgerecht über beide 
Kinder der Klägerin übertragen, die Unterhaltsfclage für 
das Kind S. jedoch abgewiesen.

Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat die Kassation der Entscheidung insoweit

beantragt und Verletzung der §§ 9 EheVO, 13 EheVerfO,
139 ZPO, 1601 BGB gerügt. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Unstreitig ist das Kind S. vor der Ehe, also nicht

ehelich, geboren. Es gilt deswegen nicht schon nach 
§ 1591 BGB kraft Gesetzes als eheliches Kind. Nach 
der Bekundung der Klägerin muß auch davon aus
gegangen werden, daß das Kind nicht vom Verklagten 
gezeugt worden ist. Das Kreisgericht hätte daher prü
fen müssen, ob es durch die nachfolgende Eheschlie
ßung seiner Mutter mit dem Verklagten und insbeson
dere durch den Beschluß des Referats Personenstands
wesen vom 22. November 1954 nach § 1719 BGB legi
timiert worden ist und damit die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes erlangt hat.

Entgegen der Annahme des Kreisgerichts steht fest, 
daß der Verklagte nicht nur dem Kind seinen Namen 
gegeben, sondern daß er es in öffentlicher Urkunde 
vor dem zur Entgegennahme solcher Erklärungen be
fugten Standesamt als von ihm erzeugt anerkannt hat.
Die gegenteilige Behauptung des Verklagten war da
mit widerlegt. Außerdem wurde durch den Beschluß 
des Stadtkreises M. — Referat Personenstandswesen — 
am 22. November 1954 festgestellt, daß durch die Ehe
schließung der Mutter des Kindes mit dem Verklag
ten das Kind nach § 1719 BGB ehelich geworden ist. _ 
Die Notwendigkeit einer solchen Feststellung ergab 
sich aus § 31 des damals geltenden Personenstands
gesetzes vom 3. November 1937 (RGBl. I S. 1146), Wo
nach das Vormundschaftsgericht dann, wenn ein nicht
eheliches Kind durch die Heirat seiner Eltern die 
Rechtsstellung eines ehelichen Kindes erlangt hatte, 
dies festzustellen und die Beischreibung am Rande des 
Geburtseintrags anzuordnen hatte. In § 22 der 1. Aus
führungsverordnung zum Personenstandsgesetz vom 
19. Mai 1938 (RGBl. I S. 533) wurde das Verfahren 
geregelt, nach dem eine solche Feststellung getroffen 
werden mußte, nämlich entsprechend den Vorschriften 
des Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der Frei
willigen Gerichtsbarkeit. Durch § 17 der Verordnung 
über die Übertragung der Angelegenheiten der Frei
willigen Gerichtsbarkeit vom 15. Oktober 1952 (GBl.
S. 1057) wurden diese bisher dem Vormundschafts
gericht obliegenden Aufgaben dem Referat Personen
standswesen beim Rat des Kreises übertragen. Der 
Stadtkreis M. war daher zum Erlaß des Beschlusses 
vom 22. November 1954 befugt. Daran ändert auch 
nichts, daß das jetzt geltende Personenstandsgesetz 
vom 16. November 1956 (GBl. I 1956 S. 1283) ein sol
ches Feststellungsverfahren und einen ihm entspre
chenden Beschluß nicht mehr vorsieht. Der Beschluß 
des Stadkreises stellte demnach förmlich die Legiti
mation des Kindes S. fest und wirkt auch für und 
gegen alle, so daß das Kind tatsächlich als eheliches 
Kind der Parteien zu gelten hat.

Das Kammergericht hat bereits in seinem Urteil vom 
18. Mai 1951 — 2 U 62/51 — (NJ 1952 S. 38) entschie
den, daß, obwohl diese Frage im Gesetz ausdrücklich 
nicht geregelt ist, im Rechtsstreit zwischen dem Vater 
eines fälschlich legitimierten Kindes und dem Kind, 
dessen Nichtehelichkeit genauso nur im Wege der 
fristgebundenen Anfechtungsklage nach § 1594 BGB 
geltend gemacht werden kann, wie dies in einem 
Rechtsstreit, in dem ein nach § 1591 BGB als ehelich 
geltendes Kind Partei ist, zu geschehen hat. Diese Auf
fassung wird insbesondere damit begründet, daß keine 
Veranlassung dazu besteht, die prozessuale Stellung 
des als ehelich geltenden, in Wirklichkeit aber nicht
ehelichen Kindes danach zu differenzieren, ob die Ehe
lichkeitsvermutung auf der Geburt in einer Ehe oder 
auf einer förmlich festgestellten Legitimation beruht.
Da beide Gruppen von Kindern — so führt das Kam
mergericht aus — zunächst die gleiche Rechtsstellung 
hätten, erfordere dies, daß für beide Gruppen auch die 
gleichen Verfahrensvorschriften für die Beseitigung der 
Ehelichkeitsvermutung Anwendung finden müßten.

Auch der 1. Zivilsenat des Obersten Gerichts hat in 
seiner Entscheidung vom 16. April 1952 — 1 a Zz 6/62 — 
(OGZ Bd. 1 S. 307) ausgesprochen, die Gleichstellung 
ehelich und nichtehelich geborener Kinder erfordere, 
daß eine auf § 1720 BGB gestützte Klage nur unter 
Einhaltung der Frist des § 1594 erhoben werden kann.
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